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Die blaue Flagge 
gilt weltweit als Zeichen
der Hoffnung.

Für die Kinder der Welt.

Die UNO heute
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Liebe UNICEF-Freunde

E D I T O R I A L / I N H A L T

Sich gemeinsam für Frieden und

Gerechtigkeit einsetzen, den wirt-

schaftlichen und sozialen Fortschritt

fördern, die Armut bekämpfen, sich in

Katastrophenfällen gegenseitig helfen

und Konflikte gütlich beilegen statt

kriegerisch austragen, dies beschlos-

sen 1945 51 Staaten und gründeten dazu die Organisation

der Vereinten Nationen. Ein Entscheid mit Folgen. 189

Staaten sind heute Mitglied der UNO. Alle Mitglieder 

tragen ihren Teil bei, um unsere gemeinsame Welt zu ge-

stalten. Dabei gilt: Jedes Land, unabhängig davon ob arm

oder reich, gross oder klein, ist gleichberechtigt. Den

Konsens suchen und alle in die bestmögliche Lösung für

die zu bewältigenden Probleme und Konflikte einbinden,

ist Programm. Das Resultat ist denn auch beeindruckend.

Fast überall auf der Welt gilt die blaue Flagge als Zeichen

der Hoffnung.

UNICEF beispielsweise setzt sich weltweit für die Verbes-

serung der Lebenssituation der Kinder ein. 1954 gelang es

der Organisation die UN-Resolution 836 (IX) zu erwirken,

wonach der 20. November zum Tag der Rechte des Kindes

erklärt wurde. Alle Mitgliedstaaten nahmen dadurch zur

Kenntnis, dass jedes Kind über eigene Rechte verfügt. Die

Konvention über die Rechte des Kindes, ein Völkerrechts-

vertrag ratifiziert von 191 Ländern, brachte 1989 Millionen

von Kindern Hoffnung: das Recht auf einen Namen und

eine Nationalität, das Recht auf Bildung, Gesundheit,

Schutz, Würde und anderes mehr, bilden die Grundlage für

ein zukunftsfähiges Leben.

Die Schweiz ist eingeladen, die gemeinsame Verantwor-

tung für die Gestaltung der Welt aktiv mitzutragen. Darin

hat unser Land reiche Erfahrung. Denn es ist gerade unser

politisches System, das die Mitbestimmung pflegt. UNICEF

Schweiz begrüsst die aktive Mitarbeit unseres Landes als

gleichberechtigtes Mitglied in allen UNO-Gremien und

würde das Verharren im Beobachterstatus sehr bedauern.

E L S B E T H M Ü L L E R

Elsbeth Müller,
Geschäftsleiterin
UNICEF Schweiz
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Die UNO ist heute die einzige weltweite Organisation, die
sich aller internationaler Herausforderungen annehmen kann.
189 Länder beteiligen sich an der Wahrung von Frieden und
Sicherheit in der Welt und fördern die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung sowie die Menschenrechte.
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40 Millionen Kinder beginnen jährlich ihr LEBEN ALS SCHATTENEXISTENZ.

Denn sie werden bei ihrer Geburt nicht registriert. Sie haben also keinen Namen, keine

Nationalität und kein rechtmässiges Alter. KINDER OHNE GEBURTSSCHEIN

werden von der Schule nicht aufgenommen. Sie können, erwachsen geworden, nicht

wählen und nicht heiraten, keinen Boden besitzen und keine Verträge abschliessen.

Nichtregistrierte Kinder sind eine Einladung für MISSBRAUCH JEDER ART.

Deshalb setzt sich UNICEF dafür ein, dass weltweit jedes Kind einen Geburtsschein

bekommt. Und zwar kostenlos. Wie viele Kinder dürfen wir mit Ihrer Unterstützung

registrieren lassen? 

www.unicef.ch, Postkonto Spenden: 80-7211-9 Für die Kinder der Welt.
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Audrey Hepburn, UNICEF-Botschafterin, setzte sich mit viel 
persönlichem Engagement für die Kinder der Welt ein.
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Die Gründung der UNO nach zwei 
verheerenden Kriegen
Mit den Worten «Wir, die Völker der

Vereinten Nationen, fest entschlossen,

künftige Geschlechter vor der Geissel

des Krieges zu bewahren, die zwei Mal

zu unseren Lebzeiten unsagbares Leid

über die Menschheit gebracht hat»

beginnt die UNO-Charta, die Verfassung

der Weltgemeinschaft, unterzeichnet

von 51 Gründungsmitgliedern, in Kraft

getreten am 24. Oktober 1945. Bereits

am 1. Januar 1942 hatten 26 Staaten,

die sich erstmals «Vereinigte Staaten»

nannten, die Erklärung von Washing-

ton unterzeichnet. Auslöser waren die

verheerenden Folgen des

noch wütenden 2. Welt-

krieges: Millionen Tote

und Verwundete, Konzen-

trationslager, zerbombte

Städte. Diesen zerstöreri-

schen Irrsinn galt es zu

stoppen – schnell und für

immer. In der Erklärung von Washington

sicherten sich die beteiligten Staaten

denn auch gegenseitige Unterstützung

im Kampf gegen Deutschland und

Japan zu.

Was dem nach dem 1. Weltkrieg ge-

gründeten Völkerbund nicht gelungen

war, nämlich den Weltfrieden und die

internationale Sicherheit zu wahren,

ist nun das erklärte Ziel der «United

Nations Organisation». Angesichts der

Folgen der Weltwirtschaftskrise und

der Erfahrungen mit den kriegstreiberi-

schen faschistischen Diktaturen hält die

Charta auch fest, welche die Bedingun-

gen für einen dauerhaften Frieden sind:

Freiheit, Respektierung der Menschen-

rechte sowie wirtschaftliche und sozi-

ale Entwicklung. Der Völkerbund hatte

erstmals in der Geschichte versucht,

weltweit zwischenstaatliche Konflikte

unter Einschränkung des Souveräni-

tätsprinzips und mit parlamentarischen

Methoden zu regeln; die UNO konnte

diesen Weg fortsetzen

und ausbauen. Vergessen

wir nicht, dass diese neue

Art der Konfliktlösung ein

grosser Fortschritt in den

internationalen Beziehun-

gen war. Denn für uns ist

der Versuch der Völker-

gemeinschaft, Kriegen durch Verhand-

lungen zuvor zu kommen, längst selbst-

verständlich.

Entwicklung zur globalen 
Organisation
Bei Amtsantritt des 1. Generalsekretärs,

des Norwegers Trygve Lie, im Februar

1946 waren die Mitgliedstaaten fast aus-

schliesslich Siegermächte des 2. Welt-

krieges und deren Alliierte. Obwohl 

der Schweizer Bundesrat eine Beteili-

gung für wünschbar hielt, verzichtete er

auf ein Beitrittsgesuch, weil die UNO

anfänglich keine neutral gebliebenen

Staaten aufnehmen wollte. Bereits kurz

nach Kriegsende begannen die Span-

nungen zwischen der Nato und dem

Warschauer Pakt, den Militärbündnis-

sen der beiden Grossmächte USA und

Sowjetunion, die aus Angst vor Schwä-

chung der jeweils eigenen «UNO-Koa-

lition» die Aufnahme von neuen Mit-

gliedern blockierten. Dies änderte sich

erst Mitte der Fünfzigerjahre, als die

Entkolonialisierung einsetzte und mehr

als hundert Staaten in die Unabhängig-

keit führte. Als diese Länder einen Sitz

in der UNO forderten, wurde die UNO

universeller. 

Während des Kalten Krieges wurde die

Entwicklung der UNO vor allem durch

die wechselseitigen Vetos der Blöcke im

Sicherheitsrat gebremst. Zugleich ver-

halfen sie aber der Generalversamm-

lung zu mehr Gewicht. Themen wie die

Neuordnung der Weltwirtschaft oder

die Probleme der Entwicklungsländer

wurden immer mehr zu den neuen

Schwerpunkten der Debatten und der

Arbeit der diversen UNO-Sonderor-

ganisationen und Institu-

tionen. Die UNO ist zur

globalen Plattform des

Dialogs zwischen den

verschieden Kulturen ge-

reift, auf der die Grund-

sätze für den Umgang der

Staaten untereinander sowie jener der

Regierungen souveräner Staaten mit

ihren Bürgen diskutiert und das Völ-

kerrecht formuliert werden. 

Die UNO ist nie als Weltregierung

gedacht worden, welche die weltweite

Durchsetzung ihrer im oftmals schwie-

rigen Konsensverfahren geschaffenen

Erklärungen mit Macht durchsetzen

könnte. Der Erfolg ihrer Arbeit braucht

die Mitwirkung ihrer Mitgliedstaaten.

Und an Arbeit wird es den UNO-Orga-

nisationen in absehbarer Zeit nicht

fehlen.

Jeder vierte Erdbewohner hat kei-

nen Zugang zu sauberem Wasser und

fünf Millionen Menschen sterben an

den dadurch verursachten Krankheiten.

Jedes Jahr erkranken 200

Millionen an Malaria,

zwei Millionen Menschen

sterben daran. Und für

drei Millionen Menschen

jährlich ist Tuberkulose

die Todesursache.

250 Millionen Kinder erhalten keine

Grundausbildung, sondern müssen

arbeiten in Minen, auf Plantagen, in

fremden Haushalten oder auf der

Strasse. 300 000 Kinder unter 18 Jahren

werden als Soldaten missbraucht. 

Fast ein Drittel der Weltbevölkerung

muss mit weniger als zwei Dollar pro

Tag auskommen. Die Hälfte der Mensch-

heit hat noch nie ein Telefongespräch

geführt.

Jedes Jahr geht ein Prozent des welt-

weiten Waldbestandes verloren. Die

Bewohner der industrialisierten Länder

machen rund 20% der Weltbevölke-

rung aus – sie verbrauchen 60% der

Energie. 

Es reihen sich Probleme an Probleme,

für die es Lösungen zu finden gilt. Die

UNO ist die einzige universelle Orga-

nisation, die diese Herausforderung

annehmen kann.

Sicherheit und Frieden
Kriege verschlingen Unmengen Geld,

jährlich rund 1,2 Trilliarden Franken

oder 6,2% des weltweiten Bruttosozial-

produktes. Das Budget der UNO für

die Friedenserhaltung betrug für das

Jahr 2000 «nur» 2,3 Milliarden Fran-

ken bzw. 30 Rappen pro Erdbewohner.

Kriege und humanitäre Katastrophen

haben meist Flüchtlingsströme zur

Folge – in Nachbarländer und bis nach

Europa. Das Hochkommissariat für

Flüchtlinge UNHCR betreute 1999

weltweit 21,5 Millionen Flüchtlinge,

die in sichere Drittländer zu bringen

waren oder bei der Rückkehr Hilfe

brauchten.

Die UNO-Charta nennt Sicherheit

und Frieden Grundvoraussetzungen für

ein menschenwürdiges Leben. Das giltF
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Fast ein Drittel der 

Weltbevölkerung 

muss mit weniger als 

zwei Dollar pro Tag

auskommen.

300 000 Kinder 

unter 18 Jahren 

werden als Soldaten

missbraucht.

Die UNO, 
eine weltumspannende 
Organisation

Das Budget der UNO für die Friedenserhaltung betrug für das Jahr 2000 «nur» 2,3 Milliarden Franken bzw. 30 Rappen pro Erdbewohner.
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für jeden Staat. In einer Welt, die in vie-

lerlei Beziehung «zusammenwächst»,

in der weltweiter Handel den Wohl-

stand mitbegründet, immer mehr alles

mit allem zusammenhängt, ist jeder

einzelne Staat auf stabile internationale

Verhältnisse angewiesen. Kein Land

kann sich bei der Friedenssicherung

noch auf sich selbst verlassen. Deshalb

muss jeder Staat seinen Beitrag zur welt-

weiten Vermeidung und Lösung von

Konflikten leisten, will er im Krisenfall

mit internationaler Solidarität rechnen

können. Das Engagement der UNO für

und in Afghanistan ist eines der jüng-

sten Beispiele. 

Das humanitäre Völkerrecht ist da-

bei von zentraler Bedeutung und kann

in der Staatengemeinschaft auf eine

Tradition zurückgreifen. Das IKRK

beruft sich bereits früh auf die Men-

schenrechte zugunsten der Kriegsopfer.

Die massgeblichen Werke des IKRK

sind die vier Genfer Konventionen von

1949 und die beiden Zusatzprotokolle

von 1977, die an den auf Initiative des

IKRK vom Bundesrat einberufenen

diplomatischen Konferenzen angenom-

men wurden. Die Schweiz hat sich seit

Jahrzehnten für die Friedensförderung

engagiert. Schweizer beteiligen sich bis

heute an der Überwachung der inner-

koreanischen Grenze, Sanitätseinheiten

wurden nach Namibia entsandt, Zivil-

polizisten nach Bosnien, freiwillige

Armeeangehörige in den

Kosovo, Wahlbeobachter

nach Weissrussland, Che-

miewaffen-Experten nach

Aserbeidschan. Seit 1945

nahm die Schweiz als

Schutzmacht siebzig Man-

date in über dreissig Ländern wahr.

Seit dem Ende des Kalten Krieges neh-

men die Anfragen an die Schweiz und

andere einzelne Staaten für so genannte

Gute Dienste stark ab. Denn die UNO

wird immer öfter als vermittelnde In-

stanz genutzt, wenn kriegerische Aus-

einandersetzungen – die immer häufiger

innerhalb von Ländern und seltener zwi-

schen Staaten entstehen – zu verhin-

dern oder zu beenden sind. Das IKRK

hat seine Bedeutung aber

keineswegs verloren. Die

Ottawa-Konvention von

1999, die den Einsatz von

Antipersonenminen ver-

bietet, und der Vertrags-

entwurf für ein Verbot

von «Blinding Weapons»

wurden zwar im Rahmen der UNO

verhandelt, jedoch mit massgeblicher

Beteiligung des IKRK. Diese Beispiele

zeugen von der Zusammenarbeit des

Roten Kreuzes mit der UNO. Friedens-

politik im weitesten Sinne schliesst

längst humanitäres Völkerrecht, Schutz

der Menschenrechte und internationale

Gerichtsbarkeit ein. Dass Kriegsver-

brecher sich vor einem internationalen

Gericht verantworten sollten, ist übri-

gens eine alte Forderung. Sie wurde

bereits gegen Ende des 19. Jahrhun-

derts vom Präsidenten des Roten Kreu-

zes Gustave Moynier erhoben.

Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit 
und Demokratie
Die bedeutsamen Erklärungen wie die

Magna Charta von 1215, die Amerika-

nische Unabhängigkeitserklärung von

1776 oder die Menschenrechtserklärung

der Französischen Revo-

lution aus dem Jahre 1789

entstanden in einzelnen

Nationen, auch wenn sie

grossen Einfluss auf die

Entwicklung des Rechts-

systems und der Demokra-

tie in anderen Ländern hatten. Mit der

Allgemeinen Menschenrechtserklärung

von 1948 und der 1966 formulierten

«International Bill of Rights» hat die

UNO die Menschrechte auf globaler

Ebene thematisiert und zu dem für alle

Staaten gültigen gemeinsamen Nenner

der Zivilisation gemacht, zur universel-

len Leitlinie. Die Ächtung von Genozid,

Sklaverei, aussergerichtlichem Töten,

Folter, sexueller Gewalt, Ausbeutung,

Beschneidung der individuellen Frei-

heiten schlägt sich in zahl-

reichen Völkerrechtsver-

trägen nieder. 

An der Weltkonferenz

über Menschenrechte, die

1993 in Wien stattfand,

wurden die Allgemeingül-

tigkeit der Menschenrechte

sowie der enge Zusammenhang von

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit

hervorgehoben. Wer selbst in einem Land

mit einer demokratischen Tradition und

einem hochentwickelten Rechtssystem

lebt, vergisst leicht, welche Bedeutung

die universellen Leitlinien in Regionen

haben, in denen die Entwicklung der

Rechtsstaatlichkeit erst begonnen hat

oder noch gänzlich bevorsteht.

Besonders in Staaten, deren Regierun-

gen eine ausreichende demokratische

Legitimation fehlt, kommt es oft zu

Menschenrechtsverletzungen, Korrup-

tion, Misswirtschaft und Krieg. Die

Durchsetzung der Menschrechte bedeu-

tet zugleich Förderung der demokrati-

schen und sozialen Entwicklung.

Die Gleichstellung der Frauen ist ein

zentrales Thema der Menschenrechts-

diskussion. Zwar machen Frauen die

Hälfte der Weltbevölkerung aus, sie

leisten aber bis zu 70% der erbrachten

Arbeit und verdienen nicht einmal 10%

des weltweiten Einkommens. Ausser-

dem besetzen sie nur 5 bis 10% der

höheren politischen Ämter. Die ent-

sprechenden UNO-Organisationen set-

zen sich daher in zahlreichen Entwick-

lungs- und Aufklärungskampagnen für

die fundamentalen Rechte der Frauen

ein.

Die Internationale Arbeitsorgani-

sation ILO – um ein weiteres Beispiel

zu nennen – macht in ihren Vereinba-
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Die Gleichstellung 

der Frauen ist 

ein zentrales Thema 

der Menschen-

rechtsdiskussion.

Die Hälfte der 

Menschheit hat noch 

nie ein Telefon-

gespräch geführt.

1863 wurde in Genf das Rote Kreuz gegründet und in

Genf war der Völkerbund, die Vorläuferorganisation der

Vereinten Nationen, beheimatet. Heute sind rund 20 inter-

nationale Organisationen, das IKRK eingeschlossen, in

Genf angesiedelt.

Internationale Organisationen stellen rund 10% oder

rund 20 000 Arbeitsplätze in Stadt und Kanton Genf. Jähr-

lich weilen gegen 100 000 Besucher in der Rhone-Stadt.

Sie reisen an, um die vielen internationalen Konferenzen

und Seminare zu besuchen.

19 internationale Organisationen residieren in Genf,

wovon acht zum UNO-System gehören. 170 Nichtregie-

rungsorganisationen haben sich in Genf niedergelassen

und 148 Staaten sind durch ständige Missionen vertreten.

Zu den UNO-Organisationen mit Sitz in Genf gehören:
Das UNO-Hochkommissariat für Flüchtlinge, bekannt

unter dem Namen UNHCR, leistet humanitäre Hilfe und

Rechtsschutz in der ganzen Welt. Das UNHCR ist heute

die grösste humanitäre Organisation mit Vertretungen in

über 120 Ländern. Die Organisation wurde bereits zweimal

mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet.

Die UNO-Konferenz über Handel und Entwicklung

(UNCTAD) setzt sich für die Handelsförderung und für die

Entwicklung in den Entwicklungsländern ein. Die Orga-

nisation umfasst 190 Mitglieder.

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat sich zur

Aufgabe genommen, das höchstmögliche Mass an Ge-

sundheit für alle Menschen zu erreichen. Der Weltge-

sundheitsorganisation gehören 191 Mitglieder an.

Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) setzt sich

für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und für die

Umsetzung von Sozialstandards ein. Der Organisation

wurde 1969 der Friedensnobelpreis verliehen.

Das UNO-Hochkommissariat für Menschenrechte

(UNHCHR) überwacht die Einhaltung und Weiterentwick-

lung der Menschenrechte.

Die Internationale Fernmeldeunion (ITU) koordiniert

die weltweiten Telekommunikationsdienste und Netz-

werke. Sie umfasst 189 Mitglieder.

Die Weltorganisation für Meteorologie (WMO) koordi-

niert die weltweiten Aktivitäten zur Verbesserung der

Wetterinformationen. 185 Mitglieder gehören der Organi-

sation an.

Die Weltorganisation für den Schutz des geistigen

Eigentums (WIPO) umfasst 177 Mitglieder und führt ein

Register mit nahezu drei Millionen nationalen Handels-

und Fabriknamen. 

Darüber hinaus haben weitere UNO-Organisationen ein

Regionalbüro in Genf, etwa UNICEF. Das Regionalbüro

Europa koordiniert die UNICEF-Arbeit in den osteuropä-

ischen Ländern und den Ländern der ehemaligen Sowjet-

union. Zudem wird die Kartenproduktion der beliebten

UNICEF-Weihnachts- und Grusskarten in Genf koordi-

niert.

Genf ist ein Begriff weltweit. Die Rhone-Stadt ist heute zusammen mit New York eines der beiden grössten Zentren

der internationalen Zusammenarbeit. In Genf werden Völkerrechtsverträge ausgehandelt, wichtige Konferenzen und

Arbeitsseminare durchgeführt und in Genf werden Lösungen für den Weltfrieden, die wirtschaftliche und soziale

Entwicklung für alle Menschen und die Verbesserung der Zusammenarbeit unter den Ländern angestrebt.

Genf – ein Name und eine Tradition

Die Rhone-Stadt ist heute zusammen mit New York eines der beiden
grössten Zentren der internationalen Zusammenarbeit.
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rungen zur Vereinigungsfreiheit der

Arbeitnehmer und zu Kollektivverhand-

lungen eine gerechte Sozialpartnerschaft

zur globalen Leitlinie. Ausserdem betei-

ligt sie sich am Kampf gegen die Kin-

derarbeit, etwa mit der weltweiten

Durchsetzung vom Min-

destalter für arbeitende

Jugendliche.

Die Reformen der letz-

ten Jahre haben die Men-

schenrechte zur Leitlinie

und zum zentralen Bezugs-

punkt aller UNO-Tätig-

keitsbereiche gemacht.

Verschiedene UNO-Organisationen

konzentrieren sich auf die möglichst

weltweite Durchsetzung der Menschen-

rechte. Das Hochkommissariat für Men-

schenrechte setzt Expertengruppen und

Sonderberichterstatter ein, am Inter-

nationalen Gerichtshof finden UNO-

Kriegsverbrechertribunale statt. Dass

hier auch ehemalige Oberhäupter sou-

veräner Staaten zur Rechenschaft ge-

zogen werden können, ist ein sichtbarer

Erfolg.

Wirtschaftliche und soziale Entwicklung
Den Grossteil der verfügbaren Mittel

setzen die UNO-Organisationen für die

Entwicklungshilfe ein. Hunger, Epide-

mien und bittere Armut prägen immer

noch den Alltag von Millionen von

Menschen. Vor fünfzig Jahren galt 

die wirtschaftliche Entwicklung noch

als innerstaatliche Angelegenheit; die

ärmsten Länder konnten kaum mit

internationaler Hilfe rechnen. Die Ent-

kolonialisierung führte zu einem Be-

wusstseinswandel: Die Schaffung der

Grundlagen für eine erfolgreiche Ent-

wicklung bedarf in den ärmsten Regionen

der Welt der internationalen Solidarität

und konkreter Hilfe. In den Sechzigerjah-

ren starteten die Industriestaaten zahl-

reiche Projekte mit der Zielsetzung, den

armen Ländern den Anschluss an die Welt-

wirtschaft zu erleichtern. Diese umfas-

sen Kampagnen zur Bekämpfung von

Seuchen und Tropenkrankheiten, Was-

serversorgung, Bildungs- und Land-

wirtschaftsprogramme. 

Es ist nicht verwunderlich, dass über

zwei Drittel der UNO-Mittel für den

Kampf gegen Hunger und

Elend und für den Abbau

der unerträglichen sozialen

Gegensätze, für die Verrin-

gerung des Nord-Süd-Ge-

fälles, ausgegeben werden.

Am meisten fliesst Organi-

sationen wie dem UNDP,

dem UNO-Entwicklungs-

programm, dem Bevölkerungsfonds

UNFPA und dem Kinderhilfswerk

UNICEF zu. 

Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen
Umweltkatastrophen und Störfälle in

Atomreaktoren, die keine nationalen

Grenzen kennen, oder das Aussterben

ganzer Spezies haben das Bewusstsein

geprägt, dass der Schutz der Umwelt

und der Natur auf internationaler Ebene

diskutiert und geregelt werden muss.

Die Erkenntnis, dass eine intakte Natur,

sauberes Wasser und reine Luft lebens-

notwenig sind, hat in den letzten Jahr-

zehnten weltweit zugenommen. Neben

den erfreulichen Folgen des gestiegenen

Wirtschaftswachstums in vielen Län-

dern haben fortschreitende

Industrialisierung und die

Zunahme der weltweiten

Handelsströme den Ver-

brauch von nicht erneuer-

baren Ressourcen massiv

erhöht und zur Bedrohung

unseres Planeten werden

lassen. Seit 1980 hat die

Weltbank Kredite zur Behebung der

Schäden von Naturkatastrophen von 20

Milliarden Franken bereitgestellt. 

Hält die Klimaerwärmung der letzten

Jahre an, so wird der Meeresspiegel

bis 2100 um 15 bis 95 cm steigen, allein

aus Bangladesch werden 70 Millionen

Menschen flüchten, Küstengebiete der

USA und von Japan werden überflutet

und Meerwasser wird auch in europäi-

sche Flüsse eindringen. 

Die UNO-Weltkommis-

sion für Umwelt und Ent-

wicklung richtet ihre An-

strengungen auf die so

genannte Nachhaltigkeit.

Die Weltbevölkerung soll

ihre Bedürfnisse ohne Zer-

störung der Lebensgrund-

lagen für kommende Ge-

nerationen decken können. 

Die UNO-Konferenz über Umwelt

und Entwicklung in 1992 stellte die

Agenda 21 auf, die arme und reiche

Länder beim Umweltschutz unterstützt.

In der Klimakonvention und dem Kyoto-

Protokoll wurden Bestimmungen zur

Reduktion der Schadstoffemissionen

vereinbart. 

Die friedenspolitische Bedeutung

des Umweltschutzes ist offensichtlich,

denn mit dem Kampf um den Zugang

zu den knapper werdenden Ressourcen

nimmt die Bedrohung des Weltfriedens

durch kriegerische Auseinandersetzung

zwischen und innerhalb von Staaten zu.

Weltweite Anerkennung
Die UNO ist heute die Plattform, die

von praktisch allen Staaten der Welt –

armen und reichen, grossen und klei-

nen – genutzt wird. Die Organisation

verfolgt seit ihrer Gründung die gleichen

Ziele: den Frieden und die Sicherheit in

der Welt zu wahren, die zwischenstaat-

lichen Beziehungen zu verbessern, die

wirtschaftliche und soziale Entwicklung

sowie die Menschenrechte zu fördern.

Eine Alternative zur UNO existiert

nicht, nur sie kann sich aller internatio-

naler Herausforderungen annehmen.

Der Aufgabenkatalog der UNO ist

gross und verlangt nach wie vor

immense Anstrengungen. Doch das in

über fünfzig Jahren Erreichte ist ein

Erfolg und findet weltweit Anerken-

nung. So wurde der UNO im Dezember

2001 der Friedensnobelpreis verliehen.

Der Preis ging zu gleichen Teilen an

den Generalsekretär Kofi Annan und

an die Organisation. Dass es sich dabei

um den Jubiläumspreis handelt, zeigt

die hohe Wertschätzung, die das

Osloer Komitee den Vereinten Natio-

nen im hundersten Jahr der Nobel-

preisverleihung entgegen bringt. zaa

Die Generalsekretäre 
der Vereinten Nationen

Trygve Lie
Februar 1946 bis April 1953

Dag Hammerskjöld
bis September 1961

U Thant
bis Dezember 1971

Kurt Waldheim
bis Dezember 1981

Javier Perez de Cuellar
bis Dezemer 1991

Boutros Boutros-Ghali
bis Dezember 1996

Kofi Annan
seit Januar 1997

Hunger, Epidemien 

und bittere Armut

prägen immer 

noch den Alltag von 

Millionen von 

Menschen.

Den Grossteil der 

verfügbaren Mittel 

setzen die UNO-

Organisationen für 

die Entwicklungs-

hilfe ein.

Vor fünfzig Jahren galt die wirtschaftliche Entwicklung noch als innerstaatliche Angelegenheit, heute gehört die Förderung und Unterstützung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung zu den Kernaufgaben der UNO.
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Kofi Annan, geboren am 8. April 1938

in Ghana als Sohn eines Provinzgouver-

neurs und Stammesführers, ging mit 21

Jahren in die USA, studierte in Cam-

bridge und in Genf und trat 1972 in den

Dienst der UNO. Seine Karriere führte

ihn bis zum Chef der rund 80 000 Blau-

helme. 1997 wurde er zum Generalse-

kretär der Vereinten Nationen ernannt.

Kofi, was soviel heisst wie «Sohn,

der am Freitag geboren wurde», gilt als

der wohl profilierteste UNO-General-

sekretär. Als Kompromisskandidat der

Entwicklungsländer trat er ein schwie-

riges Erbe an. Die UNO-Reform musste

angepackt werden, die Öffnung gegen-

über der Wirtschaft war gefragt, Ruanda

war kaum zur Ruhe gekommen, über

30 Konflikte standen an. Kofi Annan,

dessen Lebensmotto ist: Wenn Du fünf

Tugenden erfüllst, bist Du ein ganzer

Mensch – Würde, Vertrauen, Mut, Lei-

denschaft und Glauben –, verfolgt seit

seinem Amtsantritt beharrlich seine

Vision vom Weltfrieden.

Dass es sich dabei um einen Frieden

handelt, der im äussersten Notfall auch

mit Waffen verteidigt werden muss,

war eine bittere Einsicht. Als Unter-

Generalsekretär für Friedenssicherung

war er für den Blauhelmeinsatz in

Ruanda verantwortlich. Er wusste, dass

die Hutu-Regierung Massenmorde an

der Tutsi-Minderheit plante. Doch es

gelang Annan nicht, dem Weltsicher-

heitsrat das Mandat zum Eingreifen

abzuringen – die Welt sah zu, das

Aufwachen kam für Hunderttausende

von Menschen zu spät. Ruanda litt und

mit ihm Annan. Wenn er heute davon

spricht, dass nichts der UNO mehr

geschadet hat und schaden wird, als

«die Weigerung, in Konflikten zwi-

schen Opfern und Angreifern zu unter-

scheiden», spiegelt dies die Ohnmacht

in Ruanda wider. Auch jetzt in Afgha-

nistan unternimmt Annan alles, um den

Weltfrieden auf diplomatischem Parkett

zu sichern. Dass dabei der UNO mit der

Afghanistan-Konferenz auf dem Peters-

berg in Bonn ein wichtiger Durchbruch

gelungen ist, davon ist die heutige Welt

überzeugt. Und dass es gerade die UNO

ist, die diesen wichtigen Schritt einleiten

konnte, zeigt die Bedeutung der Frie-

densarbeit der Vereinten Nationen. 40

Konflikte sind zur Zeit im Gange, eine

Herausforderung, die es anzunehmen

gilt und der mit aller Entschlossenheit

gegenüber zu treten ist.

Kofi Annan gilt als hochintelligenter

UNO-Generalsekretär, der mit offenen

Augen durch die Welt geht. Mit sanfter

Stimme und einer Spur Demut spricht

er zu den Menschen. Ob zu den Mäch-

tigsten der Welt, zu den Wirtschafts-

führern oder zu den kriegstraumatisier-

ten Kindern im Kosovo, Annan ist ein

Mann der einfachen und klaren Worte.

Worte, die aber nie das Ziel der Sache

und die Herzen der Menschen verfeh-

len. Ein Mann mit grosser Würde,

meinte Moritz Leuenberger anlässlich

seines Besuches in der Schweiz. Und

ein Mann mit einem steifen Rückgrat

der Zivilcourage, der jeweils, gefragt

zu seiner Lebensführung zu sagen

pflegt: «Ich versuche mein Leben so

einfach wie möglich zu führen, um mit

der komplizierten Welt draussen fertig

zu werden».

Und dass diese immer komplizierter

wird, beweisen Herausforderungen wie

Aids, Armut und Terrorismus. Kofi

Annan hat sie alle angenommen und

versucht die bescheidenen Mittel der

Weltorganisation für die Lösung der an-

stehenden Probleme effizient zu nutzen.

Dass dies in einer Organisation, die

wenig mehr sein kann, als ihre Mitglie-

der zulassen, nicht einfach ist, muss

kaum gesagt werden. Und doch gelingt

es ihm, der Menschheit und ihren Re-

gierungen klar zu machen, dass Souve-

ränität kein Schutzschild sein kann,

hinter dem Mitgliederstaaten ihre

Rechtsbrüche verbergen. Die Anklage

Milosevic wegen Völkermord vor dem

UNO-Kriegstribunal und seine Fest-

nahme zeigen den Weg und bedeuten

Hoffnung für viele Kriegsvertriebene

und Unterdrückte.

Mit der Verleihung des Friedensno-

belpreises an die UNO und an Kofi

Annan weist das norwegische Nobel-

komitee im Jahr seines 100-Jahr-Jubi-

läums den Weg weiter. Denn es ist

überzeugt davon, dass der einzig be-

gehbare Weg zu globalem Frieden und

Zusammenarbeit der über die Vereinten

Nationen ist. mue

Kofi Annan 
oder «Sohn, der am Freitag 
geboren wurde»
Kofi Annan, UNO-Generalsekretär und Sohn eines Stammesführers aus Ghana wurde am 11. Dezember 2001 

in Oslo der Nobelpreis verliehen. Der Friedensnobelpreis ging zur Hälfte an die UNO als Organisation 

und zur Hälfte an Annan. Damit wurde die wichtige Rolle der Vereinten Nationen in den Bemühungen um 

den Weltfrieden unterstrichen und das unermüdliche Engagement eines Mannes gewürdigt.

Kofi Annan wurde im Januar 1997 von 
der Staatengemeinschaft zum siebten General-
sekretär der Vereinten Nationen gewählt.
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Generalversammlung
Das politische Organ der UNO, in dem

jeder Mitgliedstaat eine Stimme hat,

tagt drei Monate pro Jahr. Es setzt

Ziele fest, nimmt Stellung zu Ereignis-

sen, erlässt Richtlinien für die Sonder-

organe und Programme, ernennt den

Generalsekretär, setzt die Beitrags-

quoten fest, genehmigt den Haushalt.

Sechs Hauptkommissionen

Ständige und Verfahrensausschüsse

Weitere Nebenorgane der 

Generalversammlung

UNRWA Hilfswerk der UNO für 

Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten

IAEA Internationale Atomagentur

Sicherheitsrat
Zuständig für die Wahrung des Frieden

und der internationalen Sicherheit. 

Er kann verbindlich Sanktionen und

den Einsatz von Friedenstruppen

beschliessen.

Er setzt sich zusammen aus den fünf

Siegermächten des 2.Weltkrieges

sowie zehn Staaten als wechselnde

Mitglieder. Letztere werden jeweils

für zwei Jahre von der General-

versammlung gewählt.

Friedenserhaltende Operationen

Generalstabsausschuss

Ständige und Ad-hoc-Ausschüsse

Wirtschafts- und Sozialrat
Umfasst 54 von der General-

versammlung gewählte Mitglieder. 

Er ist zuständig für alle nicht primär

politischen oder Sicherheitsthemen:

Wirtschaftliches, Soziales, Kulturelles,

Gesundheitliches, Humanitäres, 

Menschenrechtsfragen.

Treuhandrat
Er hat nach 1945 verschiedene

Gebiete verwaltet und auf ihrem Weg

in die Unabhängigkeit unterstützt.

Heute hat er dementsprechend 

geringere Bedeutung.

Internationaler Gerichtshof
Das Hauptrechtsprechungsorgan der

UNO mit Sitz in Den Haag. Die

Generalversammlung wählt seine 

15 Richter für jeweils neun Jahre.

Sekretariat
Stabsorgan der Generalversammlung.

Es hat dank der starken Stellung des

Generalsekretärs erhebliches Gewicht

im UNO-System.

Spezialorganisationen

FAO Ernährungs- und Landwirtschafts-

organisation der Vereinten Nationen

ICAO Internationale Zivilluftfahrts-

organisation

IFAD Internationaler Fonds für 

landwirtschaftliche Entwicklung

ILO Internationale Arbeitsorganisation

IMO Internationale Seeschifffahrts-

organisation

ITU Internationale Fernmeldunion

UNESCO Organisation der Vereinten

Nationen für Erziehung, Wissenschaft

und Kultur

UNIDO Organisation der Vereinten

Nationen für industrielle Entwicklung

UPU Weltpostverein

WHO Weltgesundheitsorganisation

WIPO Weltorganisation für geistiges

Eigentum

WMO Weltorganisation für 

Meteorologie

Regionale Wirtschaftskommissionen

ECA Wirtschaftskommission für Afrika

ECE Wirtschaftskommission für Europa

ECLAC Wirtschaftskommission 

für Lateinamerika und die Karibik

ESCAP Wirtschafts- und Sozial-

kommission für Asien und den Pazifik

ESCWA Wirtschaftskommission für

Westasien

Fachkommissionen und -komitees

CPD Bevölkerungs- und 

Entwicklungskommission

CND Betäubungsmittelkommission

CSD Kommission für nachhaltige 

Entwicklung

CsocD Kommission für soziale 

Entwicklung

CSW Kommission für die 

gesellschaftliche Stellung der Frau

Bretton-Woods-Institutionen

IBRD Internationale Bank für 

Wiederaufbau und Entwicklung

IDA Internationale Entwicklungs-

vereinigung

IFC Internationale Finanzgesellschaft

IMF Internationaler Währungsfonds

MIGA Multilaterale Investitions-

garantie-Agentur

INSTRAW Internationales Forschungs-

institut zur Frauenförderung

UNAIDS HIV/AIDS-Programm 

der Vereinten Nationen

UNCDF Kapitalentwicklungsfonds

der Vereinten Nationen

UNCTAD Konferenz der Vereinten

Nationen für Handel und Entwicklung

UNDCP Programm der Vereinten

Nationen für die internationale 

Drogenbekämpfung

UNDP Entwicklungsprogramm 

der Vereinten Nationen

UNEP Umweltprogramm der Vereinten

Nationen

UNFPA Bevölkerungsfonds 

der Vereinten Nationen

UNHCR Hochkommissariat der 

Vereinten Nationen für Flüchtlinge

UNICEF Kinderhilfswerk der Vereinten

Nationen

UNICRI Interregionales Forschungs-

institut der Vereinten Nationen 

für Kriminalität und Rechtspflege

UNIDIR Institut der Vereinten Nationen

für Abrüstungsforschung

UNIFEM Entwicklungsfonds der 

Vereinten Nationen für die Frau

UNITAR Ausbildungs- und Forschungs-

institut der Vereinten Nationen

UNRISD Forschungsinstitut der Verein-

ten Nationen für soziale Entwicklung

UNU Universität 

der Vereinten Nationen

UNV Entwicklungshelfer

der Vereinten Nationen

WFP Welternährungsprogramm

Fonds und Programme, Institute und andere
Nebenorgane der Vereinten NationenDas System 

der UNO
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Dem System der UNO gehören die Gremien der sogenannten 

Kern-UNO (Seite 12) und die Kommissionen, Institute, Nebenorgane und

Spezial-organisationen (Seite 13) an.
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1946 Am 11. Dezember gründete die

Generalversammlung der Vereinten

Nationen ihr Kinderhilfswerk UNICEF

– United Nations International Chil-

dren’s Emergency Fund.

1947 UNICEF führt auf Anfrage des

Skandinavischen Roten Kreuzes die bis

dahin grösste internationale Schutz-

impfungskampagne durch: Millionen

Kinder in Europa werden gegen Tuber-

kulose geimpft.

1953 UNICEF erweitert ihr Mandat.

Was als eine temporäre Nothilfeorgani-

sation für Kinder in Europa angefangen

hat, geht jetzt weiter, um auch Entwick-

lungshilfe für Kinder in der dritten Welt

zu umfassen. UNICEF wird als perma-

nente UNO Organisation etabliert. 

1957 UNICEF versorgt weltweit 4,5

Millionen Kinder, schwangere Frauen

und stillende Mütter über Schulen und

öffentliche Gesundheitseinrichtungen

mit Milch.

1959 Die Generalversammlung der

Vereinten Nationen beschliesst die De-

klaration über die Rechte des Kindes.

1961 Der erste grosse UNICEF-Bericht

über Kinder in Entwicklungsländern

führt dazu, dass die UNICEF-Gesund-

heitshilfe durch Bildungsprogramme

ergänzt wird.

1965 UNICEF erhält den Friedens-

nobelpreis.

1967 UNICEF leistet umfangreiche

Not- und Wiederaufbauhilfe während

des Biafrakrieges. 

1979 Die Vereinten Nationen erklären

1979 zum Internationalen Jahr des Kin-

des. Damit soll auf die Verwirklichung

der Rechte des Kindes gedrungen wer-

den. Ferner gilt es, die Not der Kinder

in der Dritten Welt zu lindern.

1982 stellt UNICEF «GOBI» vor – ein

Konzept aus einfachen und kosten-

günstigen Massnahmen zur Überle-

benssicherung von Kindern. Es besteht

aus Gewichtskontrollen (G), Oraler

Rehydrationstherapie gegen Durchfall

(O), der Stillförderung (B für Breast-

feeding) und Impfkampagnen gegen

die sechs gefährlichsten Kinderkrank-

heiten (I).

1985 UNICEF erreicht eine Feuer-

pause im salvadorianischen Bürger-

krieg. 250 000 Kinder werden in drei

Tagen geimpft. Das Konzept der Frie-

denskorridore verwirklicht UNICEF

auch in anderen Kriegsregionen, bei-

spielsweise im Libanon. 

1989 Die Generalversammlung der

Vereinten Nationen nimmt die Konven-

tion über die Rechte des Kindes an.

1990 Am 30. September findet in New

York der Weltgipfel für Kinder statt.

Staats- und Regierungschefs aus 71 Län-

dern verpflichten sich zur Umsetzung

einer Reihe von Massnahmen für die Ge-

sundheit und Ausbildung der Kinder.

1992 UNICEF beginnt mit dem Aufbau

und der Durchführung von Program-

men in Osteuropa.

1994 UNICEF unternimmt in Ruanda

den grössten Nothilfeeinsatz seiner

Geschichte.

1996 UNICEF feiert sein fünfzigjähri-

ges Bestehen. In der Schweiz ist das

Jubiläumsjahr Anlass, um die Aufmerk-

samkeit auf Kinder im Krieg zu richten. 

1996 Auf dem Weltkongress gegen kom-

merzielle sexuelle Ausbeutung von

Kindern verabschieden die 1200 Dele-

gierten aus 130 Staaten einen Aktions-

plan, der dringende Empfehlungen zur

Erweiterung der grenzüberschreitenden

Zusammenarbeit, zum internationalen

Datenaustausch und zur Verschärfung

von Gesetzen enthält.

1996 Politiker und Experten aus 30

Staaten beschliessen auf der Konferenz

der Internationalen Arbeitsorganisation

(ILO) die Schaffung einer neuen Kon-

vention zum Verbot der Kinderarbeit.

Sie soll 1999 verabschiedet und ab 2000

von Einzelstaaten ratifiziert werden.

1996 Die Überprüfungskonferenz der

UNO-Konvention über konventionelle

Waffen von 1981 schränkt den Einsatz

von Anti-Personen-Minen ein und ver-

bietet Laser-Blendwaffen. Doch noch

immer werden jedes Jahr 25 000 Men-

schen durch Landminen verletzt oder

getötet, darunter ca. 6000 Kinder.

1999 Der internationalen Kampagne

für das Verbot von Landminen – dazu

gehört auch UNICEF – gelingt es, dass

rund 120 Staaten das Ottawa-Abkom-

men für ein vollständiges Verbot von

Anti-Personen-Minen unterzeichnen.

Für ihr Engagement erhält die Kam-

pagne den Friedensnobelpreis. 

2000 Die Resultate der Umsetzung der

Ziele zum Überleben, zum Schutz und

zur Entwicklung, welche 1990 am

Weltkindergipfel von Staatschefs und

Regierungsvertretern aus 150 Ländern

beschlossen wurden, sind ernüchternd.

Zwar konnten viele der gesteckten Ziele

erreicht werden, trotz Aids und Kriegen.

Und doch gehen nach wie vor 110 Milli-

onen Kinder nicht zur Schule und jedes

Jahr sterben 10 Millionen Kinder an

überwindbaren Krankheiten.

2001 «A world fit for children»: Das

Aktionsprogramm der Völkergemein-

schaft sollte an der Sondersession über

Kinder im Rahmen der UNO-General-

versammlung vom 19. bis 21. Septem-

ber 2001 in New York verabschiedet

werden. Darin wird eine neue Agenda

für die kommende Dekade beschrieben,

die sich den neuen Herausforderungen

und ihren Auswirkungen auf die Kinder

stellt: Aids, Armut, Ungleichheit, Kon-

flikte. Der 11. September 2001 unter-

brach diese Arbeit. Der Weltgipfel wird

im kommenden Frühsommer stattfin-

den. Ziel ist es, den Kindern den best-

möglichen Start ins Leben zu geben,

sicher zu stellen, dass jedes Kind die

Grundschule abschliesst, und Kinder –

insbesondere Jugendliche – an den Ent-

scheidungen zu beteiligen, die sich auf

ihr Leben auswirken.

Für die Kinder der Welt
UNICEF, das UNO-Kinderhilfswerk, setzt sich seit über 50 Jahren für die Verbesserung der Lebensaussichten 

der Kinder weltweit ein. Zu den Hauptaufgaben von UNICEF gehören Gesundheit, Ernährung, Wasser, 

Bildung und die Beseitigung von Armut. UNICEF ist in über 160 Ländern tätig und arbeitet mit Regierungen,

Nichtregierungsorganisationen und Privatpersonen zusammen. Die direkte Mitarbeit der Bevölkerung 

bei der Planung und Ausführung von Projekten hat dabei erste Priorität.
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Innerhalb des UNO-Systems ist das

UNHCR für den internationalen

Schutz und die Unterstützung der

Flüchtlinge in Kriegen und Krisen

zuständig. Zudem prüft die Organisa-

tion die Möglichkeit einer Rückkehr in

die Ursprungsländer. Voraussetzung

dafür ist die Stabilität und die Sicher-

heit für die Betroffenen in ihrer Hei-

mat. UNICEF arbeitet im Rahmen

ihrer humanitären Arbeit mit dem

UNHCR zusammen. Aber auch für

viele nationale Hilfswerke ist die

Arbeit des UNHCRs die Grundlage

für die eigenen Interventionen.

ILO
International Labour Organisation
Internationale Arbeitsorganisation
Sitz in Genf

Die UNO-Sonderorganisation hat zum

Ziel, die soziale Gerechtigkeit durch

die Verbesserung der Lebens- und

Arbeitsbedingungen, der Schaffung

neuer Beschäftigungsmöglichkeiten

und durch die Anerkennung funda-

mentaler Menschenrechte zu fördern.

Ihr Kernmandat besteht in der Schaf-

fung von internationalen Arbeitsnor-

men in Form von Übereinkommen und

Empfehlungen. So ermöglicht es bei-

spielsweise die ILO-Konvention Nr.

182 über die schlimmsten Formen der

Kinderarbeit, diese zu bekämpfen und

die Kinder zurück an die Schulbank zu 

bringen.

UNESCO
United Nations Educational, 
Scientific and Cultural Organisation
Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur
Sitz in Paris

Die Förderung der Zusammenarbeit

zwischen den Völkern auf den Gebie-

ten der Erziehung, Wissenschaft und

Kultur zur Wahrung des Friedens und

der Sicherheit steht im Vordergrund 

der Weltkulturorganisation. Dabei 

fördert sie einerseits den Austausch

von Informationen und Dokumenta-

tionen auf den genannten Gebieten,

veranstaltet Kongresse und bereitet

Abkommen und Konventionen vor, die

den Mitgliedstaaten zum Beitritt offen

stehen. Beispiel dieser Arbeit ist etwa

das Übereinkommen zum Schutz des

Kultur- und Naturerbes der Welt.

UNAIDS
Joint United Nations Programme on
HIV/AIDS

HIV/Aids-Programm der 
Vereinten Nationen
Sitz in Genf

Das gemeinsam von UNICEF, der

WHO und UNDP ins Leben gerufene

HIV/Aids-Programm der Vereinten

Nationen ist um die gemeinsamen

Anstrengungen im Kampf gegen Aids

besorgt. Prävention und Information

über die Immunschwächekrankheit

stehen im Vordergrund der Arbeit. Die

Ausbreitung der Krankheit hat für

viele Gesellschaften ein bedrohliches

Ausmass angenommen. Insbesondere

trifft sie die heranwachsende Genera-

tion, denn die Hälfte aller neuen HIV-

Infektionen betrifft junge Menschen

zwischen 15 und 24 Jahren. mueF
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UNDP
United Nations Development Programme
Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen
Sitz in New York

Das UNDP steht im Dienst der nach-

haltigen menschlichen Entwicklung.

Armutsbekämpfung, Umweltmanage-

ment, Gleichstellung von Mann und

Frau oder gute Regierungsführung

gehören zu den wichtigen Aufgaben-

feldern der Organisation. Es ist welt-

weit tätig und in 134 Ländern präsent.

Das UNDP übernimmt zudem eine

wichtige Koordinationsrolle innerhalb

der UNO. Es koordiniert die Entwick-

lungsprogramme der diversen UNO-

Organisationen vor Ort, was dazu

führt, dass Synergien gewonnen und

die Effizienz gesteigert werden kann.

WHO
World Health Organisation
Weltgesundheitsorganisation
Sitz in Genf

Die «Erreichung eines möglichst guten

Gesundheitszustandes» ist das erklärte

Ziel der Weltgesundheitsorganisation.

Und unter Gesundheit versteht die

Organisation «einen Zustand völligen

körperlichen, seelischen und sozialen

Wohlbefindens». Zu ihren Kernauf-

gaben gehören die Aufrechterhaltung

eines weltweiten Gesundheitswarn-

dienstes, Hilfeleistungen beim Auf-

und Ausbau leistungsfähiger nationaler

Gesundheitsdienste. Dabei legt die

Organisation besonderes Gewicht auf

ein gut ausgebautes System der primä-

ren Gesundheitsversorgung.

WFP
World Food Programme
Welternährungsprogramm
Sitz in Rom

Wo Menschen infolge von akuten 

Krisen in Not geraten, gehört die Ver-

teilung von Nahrungsmitteln zu den

überlebenswichtigen Aufgaben der

Staatengemeinschaft. Das Welternäh-

rungsprogramm verwendet 83 Prozent

seiner Mittel für die Nothilfe. Der Rest

fliesst in Entwicklungsprojekte. In vie-

len Ländern arbeitet UNICEF intensiv

mit dem WFP zusammen, insbeson-

dere wo es darum geht, Mahlzeiten in

Schulen an Kindern abzugeben.

UNFPA
United Nations Population Fund
Bevölkerungsfonds der 
Vereinten Nationen
Sitz in New York

Der UNO-Bevölkerungsfonds konzen-

triert sich auf Fragen der Bevölke-

rungsentwicklung, auf die Förderung

und den Schutz von Frauen und auf 

die Rechte bei der Fortpflanzung. Die

Organisation ist in 155 Ländern tätig.

Im Vordergrund der Arbeit stehen Auf-

klärung, Prävention und Schutz.

UNHCR
United Nations High Commissioner 
for Refugees
Hochkommissariat der Vereinten
Nationen für Flüchtlinge
Sitz in Genf

22 Millionen Menschen sind heimat-

los, vertrieben oder auf der Flucht.

Arbeiten im Verbund
UNICEF arbeitet weltweit im Verbund mit UNO-Organisationen. Sei es das 

UNO-Entwicklungsprogramm, das UNO-Flüchtlingshochkommissariat, UNIFEM,

das Welternährungsprogramm oder die UNESCO. Die gezielte Zusammen-

arbeit macht es möglich, dass Synergien genutzt und Mittel effizient eingesetzt 

werden. Damit werden Erfolge erst möglich: 1980 wurden die Pocken aus-

gerottet; jährlich werden mehr als 2 Millionen Tonnen Nahrungsmittel an Flücht-

linge und Vertriebene verteilt; Orte von weltweiter Bedeutung wurden unter

Schutz gestellt, so etwa die Altstadt von Bern oder die Kirche von Müstair. Von

besonderer Bedeutung in der täglichen UNICEF-Arbeit sind Kooperationen mit

sach- und themenverwandten Organisationen. Im Rahmen der Nothilfe-Programme in Liberia verteilte UNICEF in Zusammenarbeit mit WHO und WFP Medikamente, Nahrung und Kleider an die vom Bürgerkrieg betroffene Bevölkerung.
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Bildung ist der Grundstein für eine

sichere Zukunft. Weiterbildungskurse

haben seit den 80er Jahren einen Boom

erlebt; insbesondere Schweizerinnen

und Schweizer gehören zu jenen, die

sich auch nach der regulären Schulzeit

stets weiterbilden. Tatsache ist jedoch

auch, dass weltweit rund 100 Millionen

Kinder nicht zur Schule gehen können.

Und rund zwei Drittel davon sind

Mädchen.

Mädchenbildung in Indien
Ausbildung ist einer der Hauptschwer-

punkte in der Arbeit von UNICEF in

über 160 Ländern auf der ganzen Welt.

So auch in Indien, wo beispielsweise in

der Region Uttar Pradesh die Alphabe-

tisierungsrate von Mädchen bei 19 Pro-

zent liegt. Im Zeitraum von 2002 bis

2004 werden dort rund 130 Schulen

eingerichtet. Unterstützt wird das Pro-

jekt vom Telekommunikationsunter-

nehmen Orange.

Das Programm soll spezifisch Mäd-

chen zugute kommen. Zahlen zeigen,

dass Mädchen im Vergleich zu Jungen

häufiger benachteiligt sind. Sei es, weil

Mädchen früh verheiratet werden, sei es,

dass Mädchen traditionellerweise einen

geringeren Stellenwert haben und daher

eher Jungen in die Schule geschickt wer-

den. Auf der anderen Seite sind Mäd-

chen die Mütter von morgen: Sie werden

sich um die richtige Ernährung ihrer

Kinder sorgen, sie werden auch ihre

Kinder in die Schule schicken. Gerade

die gezielte Förderung von Mädchen

verspricht eine nachhaltige Verbesse-

rung der Lebensumstände in Regionen,

die von Armut bedroht sind.

Mehr als Schulen
Weit verbreitete Armut und die damit

zusammenhängenden Faktoren sind der

Hauptgrund, dass nach wie vor viele

Mädchen und Jungen nicht zur Schule

gehen können. Das geringe Einkom-

men der Familien führt dazu, dass Kin-

der für den Lebensunterhalt mit auf-

kommen müssen, teilweise bis zu sechsF
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Rund 100 Millionen Kinder erhalten keine Ausbildung. Zwei Drittel davon sind Mädchen. 

Durch die Unterstützung des Telekommunikationsunternehmens Orange werden in den nächsten drei Jahren 

rund 130 Schulen in Indien gebaut – eine Partnerschaft, die Kindern hilft.

«Orange for UNICEF»
Eine Partnerschaft, die Kindern hilft

Dank der Unterstützung durch Orange können rund 4000 Mädchen in Indien eingeschult werden.

Das UNO-System lässt sich in drei Be-

reiche gliedern. Die sogenannte «Kern-

UNO» umfasst die sechs Hauptorgane

– Generalversammlung, Sicherheitsrat,

Wirtschafts- und Sozialrat, Treuhandrat,

Sekretariat, Internationaler Gerichts-

hof – sowie die beigeordneten Neben-

organe wie UNDP, UNICEF, UNHCR,

Menschenrechtskommission. In der Ge-

neralversammlung gilt das Prinzip «ein

Staat, eine Stimme» und hier wird u.a.

darüber abgestimmt, welche 10 Staaten

die jeweils nicht-ständigen Mitglieder

des Sicherheitsrates bilden oder wer

Mitglied des Wirtschafts- und Sozial-

rates wird. 

Der zweite Bereich besteht aus meh-

reren Spezialorganisationen wie der

WHO oder der ILO. Zum dritten

Bereich gehören die Bretton-Woods-

Institutionen, z.B. der Internationale

Währungsfonds und die Weltbank. 

Seit 1948 kennen die Vereinten Natio-

nen den sogenannten Beobachterstatus,

den sie Nichtmitgliedern gewähren kön-

nen. So erhielten Organisationen wie

das Rote Kreuz, die Islamischen Welt-

konferenz, Interpol, der Malteserorden,

die Europäische Union, die OSZE, die

GUS diesen Status. Auch der Vatikan

und die Schweiz als Nichtmitglieder

der UNO verfügen über den Beobach-

terstatus. Der weitgehend auf Gewohn-

heitsrecht beruhende Status beinhaltet

den Zugang zu Sitzungen, mit oder

ohne Rederecht, jedoch ohne das Recht,

Schriftstücke zu verteilen. Zudem haben

Beobachter kein Stimmrecht. Eine Mit-

gliedschaft in einzelnen UNO-Sonder-

organen und -Sonderorganisationen ist

jedoch für Nichtmitglieder grundsätz-

lich möglich.

Die Stellung des «Beobachters» Schweiz
Im ersten Bereich, der «Kern-UNO»,

ist die Schweiz ein Nichtmitglied mit

Beobachterstatus, den sie bereits 1948

erhielt. In den oben erwähnten zweiten

und dritten Bereich ist die Schweiz

nahezu «Vollmitglied». Sie gehört mit

einem Gesamtvolumen von fast 500

Millionen Franken zu den 14 grössten

Beitragszahlern, ist in vielen UNO-

Organisationen aktiv und hat dort die

selben Rechte (mit Ausnahme des

Stimmrechts, es sei denn, sie wird in

ein Organ gewählt) und Pflichten wie

Mitglieder. Angesichts der aktiven

Beteiligung der Schweiz in zahlreichen

UNO-Organisationen und -Institutionen

könnte man vereinfachend von einer

Teilmitgliedschaft im zweiten und drit-

ten Bereich sprechen.

Auch im Sicherheitsrat kann die

Schweiz – wie andere «Beobachter»

auch – nur dann Stellung beziehen,

wenn sie dies schriftlich beantragt und

sie dazu berechtigt wird. Dies geschah

erstmals 1996, als unser Land sich zur

Minenproblematik äussern konnte. Bei

öffentlichen Sitzungen oder Informa-

tionsveranstaltungen für die dem Rat

nicht angehörende UNO-Mitglieder

kann sie vertreten sein.

Als Mitglied des Internationalen Ge-

richtshofes, ebenfalls ein Hauptorgan,

kann sich die Schweiz wie ein UNO-

Mitglied einbringen. Dasselbe gilt

auch für den Treuhandrat. Hier kann sie

mitentscheiden. Doch dieser Rat hat in

den letzten Jahren kontinuierlich an

Bedeutung verloren und dürfte in naher

Zukunft aufgelöst werden 

Die Aufteilung des Systems in eine

politische und eine technische UNO

entspricht nicht der heutigen Realität.

Denn in den «politischen» Kernberei-

chen werden auch «technische» Fragen

erörtert und in den «technischen» Spe-

zialorganisationen kommen auch «poli-

tische» Themen zur Sprache. Die Frage,

wann und wo ein Nichtmitglied mit

Beobachterstatus sich äussern darf, nur

zuhören oder gar nicht dabei sein kann,

lässt sich daher gar nicht so leicht

beantworten. Ein «Beobachter» kann

nur dann Stellung beziehen, wenn er

dies schriftlich beantragt und er nach

einem komplizierten Verfahren dazu

berechtigt wird. Ob dies geschieht oder

nicht, hängt vielfach von den betroffe-

nen Gremien und manchmal sogar vom

Befinden des jeweiligen Vorsitzenden

ab. Auch spielt es eine Rolle, ob ein zu

besprechender Themenbereich zum

Gegenstand einer internationalen Kon-

ferenz wird. Denn Konferenzen führen

in der Regel zu grösserer Beteiligung

von Nichtmitgliedern mit Beobachter-

status.

Mitreden, Mittun, Mitentscheiden

sind wertvolle Aspekte der UNO-

Arbeit einzelner Länder. Der Beobach-

terstatus aber sieht insbesondere das

Mitentscheiden nicht vor. Für Staaten,

die ein grosses Engagement in den

einzelnen Organisationen aufweisen,

ist der Beobachterstatus eine vertane

Chance, diese Welt mit zu beinflussen.

mue

Die Vereinten Nationen kennen seit 1948 den sogenannten Beobachterstatus. 

Einst von verschiedenen Staaten in Anspruch genommen, wird er heute insbesondere von

Organisationen wie dem Roten Kreuz oder etwa Interpol wahrgenommen. Auch die Schweiz

verfügt über diesen Status und mindert dadurch ihre eigenen Möglichkeiten. 

Beobachten und mittun, aber 
nicht mitentscheiden



Magazin 1 ⁄ 2002 21

In der Schweiz erweist sich die Daten-

lage zur Situation von Kindern und

Jugendlichen gesamthaft als lückenhaft

und unsystematisch. Es liegen viele

lokale, kantonale oder regionale Studien

vor, doch können diese nur beschränkt

verglichen werden, weil ihnen meist

unterschiedliche methodische und ana-

lytische Ansätze zu Grunde liegen.

Umso mehr stellt sich die Frage: Wie

leben Kinder und Jugendliche in der

Schweiz? Inwieweit können sie sich in

der Schule, in ihrer Familie, bei ihren

Freizeitaktivitäten oder am öffentlichen

Leben beteiligen? Welche Sorgen und

Ängste bewegen sie? Oder gar: Was

wäre, wenn sie König oder Königin

wären?

Kinder und Jugendliche in der Schweiz
Antworten auf Fragen wie diese sind

äusserst wichtig, wenn es darum geht,

die Kinderrechtskonvention kindgerecht

umzusetzen, zumal einzelne Fragen auf

die Konvention Bezug nehmen. Die

Kinderbefragung bietet aber auch Kin-

der- und Jugendorganisationen sowie

U N I C E F - N E W S
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«Stell dir vor, 
du wärst König oder Königin…»

Was wünschen sich die Kinder und Jugendlichen der Schweiz? Wo möchten sie gerne mehr 

mitbestimmen? Vor 5 Jahren, am 24. Februar 1997, hat die Schweiz die Kinderrechtskonvention 

ratifiziert. UNICEF Schweiz nimmt dies zum Anlass für eine breit angelegte Kinderbefragung, 

die vom Pädagogischen Institut der Universität Zürich wissenschaftlich begleitet wird. Befragt werden 

gegen 10 000 Kinder und Jugendliche in der Schweiz zwischen 9 und 15 Jahren.

Breit angelegte Befragung von Kindern 
und Jugendlichen in der Schweiz

Stunden im Tag. Hinzu kommt, dass

Ausbildung kostet: Schulgeld, Unifor-

men, Schulmaterialen – Dinge, die für

die Eltern nicht erschwinglich sind.

Das von Orange unterstützte Projekt

umfasst deshalb weit mehr als den Bau

von Schulen. Erfahrungen haben ge-

zeigt, dass die Anzahl unterrichtender

Frauen mit der Anzahl eingeschulter

Mädchen korelliert. So geht es auch

darum, Lehrerinnen zu rekrutieren und

auszubilden. Gerade wegen der Armut

können viele Familien nicht auf die

Mithilfe der Kinder verzichten. Das

UNICEF-Projekt in Uttar Pradesh

nimmt auf die Situation der Familien

Rücksicht; die Unterrichtszeiten sind

auf den Lebensrhythmus der Familien

abgestimmt. Begleitet wird dies von der

Einrichtung von Kindertagesstätten,

Bereitstellung von Schulmaterialien

bis hin zum Aufbau von kleinen Biblio-

theken.

Dreijähriger Aktionsplan
Das Mädchenbildungsprojekt ist auf drei

Jahre angelegt. In einer ersten Phase

werden 45 Schulen in Sirauli Gauspur

eingerichtet. Weitere 45 Schulen folgen

2003 in der Region Lucknow und wie-

derum 45 im Jahr 2004. In jeder Phase

werden zuerst die Bedürfnisse der ein-

zelnen Dörfer ermittelt sowie Lehrper-

sonal ausgebildet. Begleitet wird dies

durch Informationskampagnen durch so

genanntes «Slogan Writing», um die Fa-

milien für Bildung zu sensibilisieren.

Auf überregionaler Ebene richtet

UNICEF zudem ein koordinerendes

Komitee ein, das die Mitarbeit von

lokalen Organisationen sicherstellt

und die Qualität der Schulen und des

Projekts garantiert. Die Schulen wer-

den während drei Jahren von UNICEF

unterstützt. Anschliessend sollen sie in

das staatliche Schulsystem überführt

werden, getreu der UNICEF-Strategie

«Hilfe zur Selbsthilfe». roa

UNICEF: Orange unterstützt kulturelle 

Veranstaltungen wie das OpenAir Cinema

oder das Zürcher Opernhaus. Warum 

gehen Sie jetzt eine Partnerschaft mit 

UNICEF ein?

Galdenzi: Wir unterstützen im Sponsoring-

Bereich Aktivitäten, die der Schweizer

Gesellschaft einen Mehrwert bringen, zu-

kunftsorientiert sind, den Menschen in den

Mittelpunkt stellen und mit Kommunika-

tion zu tun haben. Im Fall von UNICEF

glauben wir, dass die Fähigkeit, zu kom-

munizieren, das gegenseitige Verständ-

nis fördert sowie das Wissen und damit

auch die Lebensqualität erhöht. Aber ohne

Zugang zu Bildung ist das nicht möglich.

Als global ausgerichtete Firma haben

wir eine Vision – von einer Zukunft, in

der Menschen über alle Grenzen hinweg

ihre Ideen und Gefühle austauschen. Die

Partnerschaft mit UNICEF hilft uns, die-

ser Vision einen Schritt näher zu kommen.

UNICEF: Was versprechen Sie sich 

von dieser Zusammenarbeit?

Galdenzi: Wir möchten unsere Werte ver-

mitteln, damit die Konsumenten ihre Wahl

nicht nur aufgrund unserer Dienstleistun-

gen treffen, sondern auch wegen der Art

und Weise, in der wir uns in der Gesell-

schaft präsentieren. Wir möchten mit

diesem Engagement unsere soziale Ver-

antwortung wahrnehmen und uns auch in

diesem Bereich als innovatives Unter-

nehmen zeigen.

«Wir haben eine Vision»
Weshalb unterstützt Orange die Projekte von UNICEF? Zwei Fragen an 

Gianluca Galdenzi, Sponsoring & Event Manager von Orange.

Im Rahmen der Partnerschaft «Orange

for UNICEF» unterstützt Orange ver-

schiedene UNICEF-Projekte. Das ers-

te ist das Mädchen-Bildungsprojekt

in Uttar Pradesh. Für jeden neuen

Orange Preisplan, der bis Ende De-

zember 2001 abgeschlossen werden

konnte, gingen 12 Franken an UNICEF.

Alleine durch diese Weihnachtsaktion

von Orange wurde die Finanzierung

von 130 Schulen gesichert.

Die Partnerschaft zwischen UNICEF

und Orange ist auf Langfristigkeit

angelegt. So werden in Zukunft wei-

tere UNICEF-Projekte ausgewählt

und unterstützt. Das Engagement von

Orange besteht in der Unterstützung

von UNICEF-Projekten. UNICEF

ihrerseits ist für die Auswahl und die

Umsetzung vor Ort verantwortlich.

Begleitet wird die Unterstützung

auch durch Veranstaltungen, die

UNICEF gemeinsam mit Orange

durchführt, wie etwa eine Gala-

Nacht im Herbst 2002 zugunsten von

UNICEF. Weitere Informationen und

regelmässige Updates finden Sie

unter www.orange.ch (über Orange,

Sponsoring & Events).

Die Befragung von Kindern soll Auskunft geben, was sie sich wünschen, erhoffen und erträumen.

Partnerschaft
mit Orange
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Genève allume ses arbres
Tout est parti d’unconstande l’actuel

maire: Genève est trist e à Noël avec ses

décorations qui ne changent pas d’un e

année à l’autre! Et Mauel Tornare de

charger Laurent Essig, un paysagist e

recyclé, de mettre sur pied le premier

Festival international des arbres de

Noël. Placée sous le haut patronage de

l’UNICEF, la manifestation réunit 21

artistes suisses et des pays limitrophes.

Chacun a redécliné No! e là son goût

avec les moyens d’aujourd’hui et le par-

rainage d’entreprises privées.

24heures, 03.12.2001 

«Tausende Kinder werden sterben»
«Tausende Kinder werden in diesem

Winter sterben. Selbst wenn wir davon

ausgehen, dass die Hilfe bald zügiger

vorangehen wird, ist es völlig unrealis-

tisch anzunehmen, dass wir alle, die auf

Überlebenshilfe angewiesen sind, errei-

chen werden.» Wivina Belmonte kennt

die humanitäre Situation in Afghanistans

Krisengebiet. Die Medienverantwortli-

che für UNICEF-Afghanistan war erst

letzte Woche wieder im Krisengebiet,

als sie Carol Bellamy, die Direktorin des

UNO-Kinderhilfswerkes, bei einer mehr-

tätigen Reise durchs Krisengebiet beglei-

tete. «Viele Kinder sind unterernährt und

so geschwächt, dass eine harmlose Er-

kältung sehr schnell zu einer Lungen-

entzündung und zum Tod führen kann»,

berichtet sie telefonisch aus Islamabad.

Der Bund, 05.12.2001

Kinder in Osteuropa leiden unter der
materiellen Not
Mehr als zehn Jahre nach dem Zusam-

menbruch des Ostblocks leiden immer

mehr Kinder unter den negativen Auswir-

kungen des wirtschaftlichen Wandlungs-

prozesses. Wie der UNO-Kinderhilfs-

fonds (UNICEF) in einem am Donnerstag

in Genf veröffentlichten Bericht mit-

teilt, hat die Zahl der in Armut lebenden

Kinder in den letzten zehn Jahren stark

zugenommen. Inzwischen müssten 18

Millionen Minderjährige mit weniger

als 2,15 Dollar pro Tag überleben,

erklärte die UNICEF-Direktorin, Carol

Bellamy, bei der Veröffentlichung des

Berichtes an einer Pressekonferenz. Die

Zahl der Kinder unter fünf Jahren sei im

Vergleich zu 1990 um ein Drittel zurück-

gegangen. Immer mehr Kinder würden

zudem aus wirtschaftlichen Gründen in

Heime eingewiesen oder zur Adoption

freigegeben. Von der negativen Entwick-

lung besonders betroffen sind nach An-

gaben Bellamys vor allem Länder wie

Albanien, Rumänien, Russland, die Ukra-

ine und die zentralasiatischen Republi-

ken der ehemaligen Sowjetunion.

Neue Zürcher Zeitung, 30.11.2001

Eschenbacher Schüler helfen 
Kindern in der Welt: 100 Kilo Münzen
in 50 Währungen gesammelt!
Seit September haben die Fünftklässler

von Lehrer Mario Geiger (37) in Eschen-

bach fremdländisches Kleingeld für

eine UNICEF-Spendenaktion gesam-

melt und dürfen jetzt zur Weihnachts-

zeit ein «gewichtiges» Ergebnis präsen-

tieren: Über 100 Kilo Münz im Wert

von 7000 Franken sind zusammenge-

kommen.

Obersee Nachrichten, 06.12.2001

Zwei bis drei Millionen Kinder-
Prostituierte
Weltweit gibt es nach Schätzungen des

UNO-Kinderhilfswerks UNICEF zwei

bis drei Millionen Kinder-Prostituierte.

«Besonders in Afrika, Asien und Latein-

amerika leben Kinder wie Sklaven in

Bordellen, ohne Papiere und ohne Mög-

lichkeit zur Flucht», sagt Schauspiele-

rin und UNICEF-Botschafterin Emma-

nuelle Béart gestern in Paris.

St. Galler Tagblatt, 12.12.2001

Entscheidungsträgern einen wichtigen

Bezugsrahmen für ihre Arbeit, insbeson-

dere für die Planung von Kinder- und

Jugendprojekten. Nicht zuletzt ermög-

licht sie die Verbreitung der Kinder-

rechtskonvention, was selbst eine Forde-

rung der Konvention ist (Artikel 42). 

Durchgeführt wird die Befragung von

UNICEF Schweiz unter der wissen-

schaftlichen Leitung des Pädagogischen

Instituts der Universiät Zürich. Weitere

Kinder- und Jugendorganisationen un-

terstützen die Befragung: Schweizeri-

sche Arbeitsgemeinschaft der Jugend-

verbände (SAJV), ATD Vierte Welt,

Pro Familia Schweiz sowie der Schwei-

zerische Kinderschutzbund.

Internationaler Kontext
Die Kinderbefragung steht im Kontext

der weltweiten Bewegung für Kinder

(«Global Movement for Children»),

eine internationale Bewegung von Kin-

derorganisationen (u. a. UNICEF und

Save the Children Alliance), Wirtschaft,

Politik und Zivilbevölkerung, die dar-

auf abzielt, Massnahmen zum Wohl der

Kinder auszubauen. Kinder können

einen wichtigen Beitrag in diesem Pro-

zess leisten, und deshalb sollen ihnen

Möglichkeiten zur Mitsprache, wie sie

in Artikel 12 der Kinderrechtskonven-

tion verankert ist, eröffnet werden.

Die Befragung ist gleichzeitig Bestand-

teil des Projekts «Kindern eine Stimme

geben»: Dieses umfasst auch die Kin-

derkonferenz, die im Mai 2001 in Bern

stattgefunden hat. Rund 50 Schweizer

Kinder kamen zusammen, um ihre An-

liegen gemeinsam zu diskutieren und

anschliessend in Form von Forderungen

zusammenzustellen. Wurden dort auf

qualitativer Ebene Forderungen erar-

beitet wie «Gewalt bekämpfen», «Kei-

nen Krieg mehr führen» oder «Bildung

als erste Priorität», so ist die Kinderbe-

fragung die Fortsetzung auf breiterer

Ebene. roa

Nationale Kinderbefragung
«Kindern eine Stimme geben»
Gegen 10 000 Kinder und Jugendliche

im Alter zwischen 9 und 15 Jahren und

aus allen Landesteilen der Schweiz wur-

den im Januar 2002 von UNICEF

Schweiz befragt. Die Kinder und

Jugendlichen füllten die Fragebogen in

der Schule aus. Der Hauptakzent der

Befragung liegt auf Mitwirkungsmög-

lichkeiten der Kinder und Jugendlichen

in ihrer Familie, in der Schule, im öffent-

lichen Leben und in der Freizeit. Das

Ergebnis soll eine repräsentative Daten-

grundlage über die Kinder und Jugend-

lichen in der Schweiz schaffen.

Nach der Befragung 
geht’s weiter…
Die Diskussion über die Kinderrechte

soll auch über die Befragung hinaus

geführt werden: Deshalb wurden die

Schulklassen eingeladen, an einer Pro-

jektarbeit zum Thema Kinderrechte und

einem anschliessenden Kinderanlass

teilzunehmen. Am 24. Februar 2002,

zum 5-jährigen Jubiläum der Kinder-

rechte in der Schweiz, treffen sich Kin-

der aus allen Klassen, die an der Pro-

jektarbeit teilgenommen haben, in

Basel. Dort diskutieren sie ihre Ideen

und Aktionen in Workshops untereinan-

der und mit Politikerinnen und Politi-

kern sowie bekannten Persönlichkeiten.

P R E S S E S T I M M E N

Erste Ergebnisse darüber, wie Kinder ihre Situation sehen, wurden an der Kinderkonferenz 
in Bern gesammelt. 

Liebe UNICEF

Ich freue mich

über die UNICEF-

Töggeli, die lustigen Figürli und über

ihre wertvolle Arbeit. Mein 8 Jahre

alter Sohn war einverstanden für Kinder

in Not zu sammeln und auf 11 Geburts-

tagsgeschenke zu verzichten. Er be-

kommt von mir was er braucht. Wir

freuen uns, Ihnen dieses Päckli mit

Münzen zu senden. A. Lorenz

Liebe UNICEF

Ich heisse Ella und bin 10 Jahre alt. Ich

habe Fasnachtsplaketten verkauft und

möchte das Geld nicht für mich behal-

ten, sondern den armen Kindern in

Afghanistan spenden. Ich hoffe Ihr

könnt das Geld nützlich einsetzen.

Bitte schreibt mir zurück, ob Ihr meine

Fr. 30.– bekommen habt.

Ella Richards
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Kinder haben keine Lobby. Deshalb gibt es UNICEF. Seit über 50 Jahren SETZT SICH das

Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen weltweit FÜR DIE RECHTE DES KINDES EIN.

Zur Hauptsache also für Ernährung, Gesundheit, Wasser und Bildung. In der Schweiz ist

UNICEF beratend tätig und vermittelt Wissen. Denn die Kinder von hier UND heute sollen

die Verantwortung für DIE GESTALTUNG DER WELT VON MORGEN nicht

unvorbereitet antreten. Helfen heisst zuallererst: Partnerschaftlich denken.

www.unicef.ch, Postkonto Spenden: 80-7211-9

Für die Kinder der Welt.


